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Antrag 

der Abgeordneten Ilona Deckwerth, Harald Güller, 
Susann Biedefeld, Günther Knoblauch, Dr. Herbert 
Kränzlein, Reinhold Strobl, Kathi Petersen, 
Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, 
Bernhard Roos SPD 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Ar-
beitsmarkt verbessern – öffentliche Aufträge nur 
bei Einhaltung der Beschäftigungsquote 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, umgehend 
Maßnahmen zu ergreifen, um den ungünstigen Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt für Menschen mit 
Behinderung entgegenzuwirken und vielmehr deren 
Teilhabe daran zu fördern. 

Dies soll mittels einer verstärkten Kopplung der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen an die 
Auswahl von Unternehmen, die ihrer gesetzlichen 
Verpflichtung zur Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderung nachkommen, erreicht werden. 

 

 

 

Begründung: 

Vergleicht man die Haupteinkommensquellen von 
Menschen mit und ohne Behinderung in Bayern, so 
lassen sich eklatante Unterschiede feststellen: Laut 
dem „Vierten Bericht der Bayerischen Staatsregierung 
zur sozialen Lage in Bayern“ ist die eigene Erwerbstä-
tigkeit zwar für 74,9 Prozent der Menschen ohne Be-
hinderung, jedoch für nur für 35,7 Prozent der Men-
schen mit Behinderung derzeit die Haupteinkommens-
quelle. Ähnlich divergierend verhält es sich mit der 
Entwicklung der Arbeitslosenquote. Von Oktober auf 
November 2016 stieg nach Angaben des VdK Bayern 
die Arbeitslosenquote von Menschen mit Schwerbe-
hinderung um 0,2 Prozent, während die Zahl der Ar-
beitslosen insgesamt zeitgleich um 1,6 Prozent ge-
sunken ist. 

Diese Entwicklungen stehen in starkem Gegensatz zu 
Art. 27 der UN-Behindertenrechtskonvention, welcher 
das Recht von Menschen mit Behinderung auf Arbeit 
auf Grundlage der Gleichberechtigung formuliert. Die-
ses Recht schließt ausdrücklich die Möglichkeit ein, 

den eigenen Lebensunterhalt durch diese Arbeit zu 
verdienen, und verweist auf die staatliche Pflicht dies 
durch geeignete Schritte zu verwirklichen. Ist dies 
nicht gewährleistet, werden Menschen mit Behinde-
rung eine tatsächliche gesellschaftliche Teilhabe und 
die Möglichkeit, ein Leben in Selbstbestimmung zu 
führen, vorenthalten. 

Dies schlägt sich deutlich in der Zufriedenheit der Be-
troffenen nieder: nur 6,8 Prozent der Menschen ohne 
Behinderung äußern sich als „sehr unzufrieden“ mit 
ihrer beruflichen Situation, während hingegen annä-
hernd dreimal so viele Menschen mit Behinderung 
(18,7 Prozent) die ihre berufliche Situation derart klas-
sifizieren. 

Nach § 71 Abs. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes 
Buch (IX) sind Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich 
monatlich mindestens 20 Arbeitsplätzen im Sinne des 
§ 73 SGB IX dazu verpflichtet, auf mindestens fünf 
Prozent dieser Arbeitsplätze schwerbehinderte Men-
schen zu beschäftigen. Arbeitgeber, die dieser Vorga-
be nicht nachkommen, müssen eine Ausgleichs-
abgabe zahlen. In Bayern sind insgesamt 4,5 Prozent 
der Arbeitsplätze mit Menschen mit einer Schwerbe-
hinderung besetzt. Zwar weisen öffentliche Arbeitge-
ber hier mit einer Quote von 6,6 Prozent einen Wert 
auf, der im Durchschnitt über das geforderte Min-
destmaß hinausgeht, jedoch kommen die privaten 
Arbeitgeber im Schnitt nur auf 4,0 Prozent. 

Offensichtlich nehmen folglich noch zu viele Arbeitge-
ber diese Ausgleichsabgabe lieber in Kauf, als ihrer 
Pflicht nachzukommen, Menschen mit Behinderung 
zu beschäftigen. Daher ist es notwendig, weitere An-
reize für Unternehmen zu schaffen, Menschen mit Be-
hinderung zu beschäftigen und das Leitbild der Inklu-
sion nachhaltig in ihre Unternehmensstrategien und  
-philosophien zu verankern. Denn nur eine inklusive 
Gesellschaft ist auch eine sozial gerechte Gesell-
schaft. 

Zwei weitere Aspekte kommen an dieser Stelle eben-
falls zum Tragen: die Zahl der Menschen mit Behinde-
rung wächst in Bayern nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamts kontinuierlich an – während die 
Zahl der Personen zwischen 25 und 54 Jahren bis 
2030 abnehmen, die Anzahl der 55 bis 69-jährigen 
dagegen anwachsen wird – besonders in Baden-
Württemberg und Bayern. Diese Prognosen werden 
die aktuelle Situation in vielerlei Hinsicht verschärfen 
und den stärkeren Einbezug von Menschen mit Be-
hinderung auf den ersten Arbeitsmarkt noch notwen-
diger machen, um den voranschreitenden Fachkräf-
temangel zu decken. 
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Aus diesem Grunde sollen öffentliche Aufträge und 
Konzessionen verstärkt an Unternehmen vergeben 
werden, welche sich tatsächlich an die vorgegebene 
Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderung 
halten. Dies wird die Unternehmen motivieren und da-

bei unterstützen, die Quote einzuhalten und gleichzei-
tig sowohl die materielle Situation als auch die gleich-
berechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
verbessern. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Ilona Deckwerth, Harald Güller, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Drs. 17/21137 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt ver-
bessern - öffentliche Aufträge nur bei Einhaltung der Beschäfti-
gungsquote 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ilona Deckwerth 
Mitberichterstatter: Thomas Huber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 81. Sit-
zung am 19. April 2018 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 197. Sitzung am 17. Mai 2018 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ilona Deckwerth, Harald Güller, Susann 
Biedefeld, Günther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Reinhold 
Strobl, Kathi Petersen, Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas 
Lotte, Bernhard Roos SPD 

Drs. 17/21137, 17/22233 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt ver-
bessern – öffentliche Aufträge nur bei Einhaltung der Beschäfti-
gungsquote 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegen-

heit, Bundesratsdrucksache 155/18 betreffend den Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Verbandsklagen zum Schutz der Kol-

lektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG, bera-

ten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiari-

tätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken 

Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Einschlägig sind hier die Drucksa-

che 17/22325 sowie die Beschlussempfehlung auf der Drucksache 17/22363. Die Be-

ratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die Beschlussemp-

fehlung und das Abstimmverhalten der Fraktionen hierzu ist in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Listennummer 4, das ist der Antrag der 

Abgeordneten Claudia Stamm betreffend "Vielfalt akzeptieren! Queer-Beauftragte*n 

für Bayern ernennen", der auf Wunsch von Frau Stamm in einer der nächsten Plenar-

sitzungen einzeln beraten werden soll.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)
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Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der Kollege Fel-

binger (fraktionslos). Gegenstimmen! – Keine. Enthaltungen? – Sehe ich auch nicht. – 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
133. Plenum, 06.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 133. Vollsitzung am 6. Juni 2018


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/21137 vom 13.03.2018
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/22233 des SO vom 17.05.2018
	Beschluss des Plenums 17/22650 vom 06.06.2018
	Plenarprotokoll Nr. 133 vom 06.06.2018

